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Vorwort

Die vorliegende Arbeit ist in beinahe fünfähriger berufsbegleitender Tätigkeit
entstanden. Mein besonderer Dank gilt hierbei Herrn Prof. Dr. Peter Derleder,
Bremen, der es mir ermöglichte, mein auch in der täglichen Praxis als Rechtsan-
walt und Insolvenzverwalter niemals verebbtes wissenschaftliches Interesse in
der vorliegenden Habilitationsschrift weiter zu verfolgen, auch ohne eine univer-
sitäre Assistentenkarriere zu durchlaufen. Dem Zweitgutachter Prof. Dr. Gralf-
Peter Calliess, Bremen, und dem Drittgutachter, Prof. Dr. Reinhard Bork, Ham-
burg, gelten gleichlautender Dank.

Prof. Dr. Peter Derleder war es überdies, der die Idee gebar, eine Arbeit nicht aus
dem Kernbereich meiner persönlichen Interessen, angesiedelt im Insolvenz-, Ge-
sellschafts- und im insolvenznahen Steuerrecht zu schreiben, sondern aus dem
Kernbereich des Zivilrechts, bereichert um Anleihen aus der Ökonomie. Anfangs
zwar interessiert, jedoch ohne vertieften Einblick in die Materie der Rechtsökono-
mik begann ich, mich mit den Grundlagen einer Ökonomie im Recht zu beschäfti-
gen. Ohne einen langjährigen Freund der Familie, dem ich ebenfalls zu großem
Dank verpflichtet bin, Herrn Dr. rer. pol. Günther Esters, Köln, wäre mir dies in der
notwendigen Tiefe und der gegebenen Zeit nicht gelungen.

Das Selbstverständnis der vorliegenden Arbeit ist getragen von der Vorstellung,
dass Ökonomie und Jurisprudenz keine konkurrierenden Wissenschaften sind und
vor allem sich weder die Ökonomie der Aufgabe allein verschreiben darf, das gege-
bene Recht zu analysieren, noch die Jurisprudenz unter der Anerkennung ökono-
mischer Vorherigkeiten ihre Autonomie preisgibt. Vielmehr unternimmt die Arbeit
im 1. Kapitel den Versuch, aufbauend auf der in beiden Disziplinen anerkannten
Institution des Vertrauens, ein gemeinsames Wertegerüst herauszuarbeiten und
dieses nach dem Vorbild und im Rahmen der juristischen Dogmatik und Abstrak-
tion zur Grundlage eines übergeordneten systemischen Verständnisses zu machen.
Die Praxistauglichkeit des so entwickelten Modells wird im 2. Kapitel am Beispiele
des Kaufrechts nachgewiesen. Die Arbeit versteht sich damit in der Nachfolge der
zu Beginn des vorangegangenen Jahrhunderts weitgehend verlorengegangenen
Idee ihres großen Vorreiters und – leider wohl gescheiterten – Einigers der Diszipli-
nen, Levin Goldschmidts. Die Vorstellung Goldschmidts, alles positive Recht sei die
äußere Entfaltung und Anerkennung der den jederzeitigen Lebensverhältnissen
(Thatbeständen) immanenten natürlichen Rechtsnormen (Goldschmidt, Univer-
salgeschichte des Handelsrechts, 1891 [Neudruck 1957], § 4 S. 33), trägt auch den
grundlegenden Gedanken meiner These von der Ermittlung impliziter Vertragsbe-
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standteile im Rahmen der rechtsdogmatischen Auslegung, wobei Inhalt und Reich-
weite solch impliziter Vertragsbestandteile durch die ökonomischen Gesetzmäßig-
keiten einer marktwirtschaftlichen Transaktion vorbereitet werden. Goldschmidt
folgerte aus ökonomischen Gesetzmäßigkeiten ein ,Ideal‘, an dessen Ansprüchen
die tradierten Rechtsgestaltungen gemessen werden könnten; diesem Ideal soll und
darf sich die Jurisprudenz unserer Tage nicht verschließen. Es fehlt bei solcher Be-
rücksichtigung ökonomischer Einflüsse auf den der rechtswissenschaftlichen Be-
trachtung unterworfenen Sachverhalt nicht der Mut, dem Wesen rechtsdogmati-
scher Arbeit in’s Auge zu blicken, wie Prof. Dr. Thomas Hoeren am 30. Juli 2008 in
der Frankfurter Allgemeine Zeitung (S. 6) ganz grundsätzlich beklagt. Vielmehr ist
diese für notwendig erachtete ganzheitliche Betrachtung des zu subsumierenden
Sachverhalts von dem genügendem juristischen Selbstvertrauen getragen, auch
ökonomische Einflüsse mit den Instrumentarien der Rechtswissenschaft als der
einzigen der antiken Wissenschaften, die den Wandel der Zeiten – anders als z.B.
die Physik, die Mathematik und die Philosophie – weitgehend unbeeinflusst über-
standen hat, zu bewältigen und zu integrieren.

Mein inniger Dank gilt meiner geliebten Frau Katja Kastaun, ohne deren Ver-
ständnis und Unterstützung das bewältigte Arbeitspensum nicht zu leisten gewesen
wäre. Den Partnern, Kollegen und Mitarbeitern der Sozietät Beck & Hölzle, mit ih-
ren Büros in Kevelaer und Bremen, danke ich für die Verlässlichkeit und das wech-
selseitige Vertrauen, den von mir eingeschlagenen Weg gemeinsam zu gehen und
die damit auch in der täglichen Praxis verbundenen Lasten engagiert mit zu tragen.
Ebenso und nicht zuletzt danke ich meinen Eltern für die nachhaltige Unterstüt-
zung, meinem Vater und Kollegen für viele befruchtende Diskussionen und hilfrei-
che Lektoratsarbeit.

Bremen/Kevelaer (Ndrh.) Gerrit Hölzle
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Einführender Teil

Rechtfertigung und Definition des Themas

§ 1 Die Informationsgesellschaft als Motor einer Informiertheitsillusion

Die moderne Gesellschaft sieht sich auch und vor allem als Informationsgesell-
schaft.1 Zwar löst dieses schnelllebige Informationszeitalter keine großflächige
Epoche, wie die der Jäger- und Sammler- oder die der Agrargesellschaft ab, auch
nicht diejenige der Industriegesellschaft; sondern im Gegenteil: Wir bemerken
den synthetischen Effekt,2 dass nämlich vielmehr Information in unserer Zeit in-
dustriell hergestellt wird.3 Und hieraus folgt, womit die Informationsgesellschaft
zutreffend beschrieben ist: „Information ist nicht alles, aber ohne Information ist
alles nichts: Das ist das Lebensgesetz des Gemeinwesens im Informationszeitalter.“4

Die Entstehung der Informationsgesellschaft folgt aus dem Bestreben, der Unsi-
cherheit, die aus einer immer komplexer werdenden Umwelt und Gesellschaft und
einem Gefühl der Überforderung im Umgang hiermit entsteht,5 mit dem Mittel der
– möglichst umfassenden – Informationsbeschaffung begegnen zu wollen. Infor-
mation ist demnach ein Mittel zur Verringerung von Ungewissheit.6 ,Information‘
in diesem Sinne meint deshalb die Kommunikation von Wissen.7 Die Informations-
ist deshalb auch Wissensgesellschaft.8

1 Wersig, Informationsgesellschaft, S. 9 ff., 13 f., ausführlich auch zum Hintergrund und zur in-
zwischen mehr als 40 Jahre alten Entwicklung des Begriffs; ferner Liessmann, Theorie der Unbildung,
S. 27, 32, wonach Wissen eine mit Bedeutung versehene Information sei, weshalb in der ,politischen
Rhetorik‘ die Begriffe der Wissens- und der Informationsgesellschaft ,relativ sorglos‘ gleichgesetzt
würden; vgl. auch Doelker, ph akzente 2001, 2; Auch aus juristischem Blickwinkel ist die Bedeutung
der Informationsgesellschaft anerkannt. So formuliert das BVerfG (E 27, 71, 81 f.): „Das Grundrecht
auf Informationsfreiheit ist wie das Grundrecht auf Meinungsfreiheit eine der wichtigsten Voraussetzun-
gen der freiheitlichen Demokratie. Erst mit seiner Hilfe wird der Bürger in den Stand gesetzt, sich die not-
wendigen Voraussetzungen zur Ausübung seiner persönlichen und politischen Aufgaben zu verschaffen,
um im demokratischen Sinne verantwortlich handeln zu können.“.

2 ,Wissen‘ soll gerade im rohstoffarmen Europa zu den wichtigsten Ressourcen zählen, weshalb,
wie Liessmann, Theorie der Unbildung, S. 7, zutreffend feststellt, mit nicht geringem Pathos das Ende
der industriellen Arbeit beschworen und alle Energie auf die ,wissenbasierten Tätigkeiten‘ konzent-
riert wird.

3 Doelker, ph akzente 2001, 2.
4 Kloepfer, DÖV 2003, 221.
5 Wersig, Informationsgesellschaft, S. 12 f.; vgl. auch Luhmann, Vertrauen, S. 3 ff.
6 Wersig, Informationsgesellschaft, S. 14.
7 Wersig, Informationsgesellschaft, S. 10, der die beiden gemeinsamen Bezugspunkte ,Kommuni-

kation‘ und ,Wissen‘ als Gegenstand der Informationsgesellschaft in den wesentlichen Vorarbeiten der
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Im Widerspruch zu dieser Zweckbestimmung kommunizierten Wissens, Unsi-
cherheit zu verringern, kann Information und kann vor allem die Informationsbe-
schaffung unserer Zeit diese Aufgabe heute tatsächlich nur unter Vorbehalten erfül-
len. Mit der immer weiter fortschreitenden Technisierung und Technologisierung
der Gesellschaft, welche die Digitalisierung des Informationsflusses ermöglicht und
nach sich zieht, vollzieht sich ein gesellschaftlicher Wandel,9 der mit der sozialen
Revolution der Antike durch den Wechsel vom mündlich tradierten Wissen zur
schriftlichen Aufzeichnung vergleichbar ist.10 Mit dieser Digitalisierung und der
damit verbundenen Ausweitung der Informationsmedien geht bei zugleich immer
komplexer aufgebauten Wirtschaftsgütern und Dienstleistungen des täglichen in-
dustriellen, gewerblichen und privaten Leistungsaustauschs einerseits eine stetig
steigende Menge an Information, andererseits die zunehmende Komplexität der In-
formation selbst einher.11

Je vielschichtiger ein Produkt in seiner Konstruktion, seinem Aufbau oder auch
seinen Verwendungsmöglichkeiten ist, desto größer ist der Informationsbedarf des
einzelnen Nutzers als Informationsadressaten, aber auch der Adressatenkreis und
damit selbstverständlich auch der Kanon der jeweiligen mit dem Erwerb des Pro-
dukts oder der Dienstleistung verfolgten Präferenzen.12 Diesen Präferenzen aber
muss die tradierte Information Rechnung tragen, um jedem tatsächlich verfolgten
Informationsbedürfnis gerecht zu werden. Nur dann kann Unsicherheit im Um-
gang mit dem Produkt vermieden werden und die Informationsbeschaffung ihren
Zweck erfüllen.

Während zu Zeiten des Informationsaustauschs vermittelsalt hergebrachten
Printmedien die Grenzen des möglichen Informationstransfers schlicht durch die
von diesen Medien zu bewältigende Informationsmenge vorgegeben waren, der
Anbieter des Produkts oder der Dienstleistung also eine Vorselektion der in den
Markt gegebenen Information vorzunehmen genötigt war, bei der er sich auf die ty-
pischen Nutzenerwartungen der Hauptabnehmersegmente konzentrierte,13 besit-

8einschlägigen Literatur ausmacht. Wersig, Informationsgesellschaft, S. 139, verwendet wegen dieses
Zusammenhangs der Information mit der Kommunikation auch den Begriff der kommunikativen
Revolution.

8 Mit diesem Begriff, insbesondere Liessmann, Theorie der Unbildung, S. 7.
9 Varian, Mikroökonomik, S. 640.
10 Rauch, in: Schröder (Hrsg.), FS für Henrichs, S. 25, 26.
11 Mit Hinweis auf die ,Theorie der Halbbildung‘ von Theodor W. Adorno aus dem Jahre 1959

konstatiert auch Liessmann, Theorie der Unbildung, S. 9, dass moderne Massenmedien strukturell die
von Adorno beklagte Halbbildung unterstützten und diese dadurch universell werden lässt.

12 Vgl. Magoulas, Ökonomische Analyse des Konsumentenschutzes, S. 26: „Die allgemeinen po-
tentiellen Risiken des Konsumenten beim Kauf und Gebrauch moderner Konsumgüter wachsen. Diese
These lässt sich nicht nur durch die erhöhte technische Komplexität moderner Konsumwaren begründen.
Auch die steigende Zahl von Produkten, die zwar keine ,gefährlichen‘ Produkte im traditionellen Sinne
sind, deren Gebrauch aber den einzelnen Konsumenten mit relativ hohen, in vielen Fällen unbestimmten
oder nur mit hohen Informationskosten und Schätzunsicherheiten bestimmbaren Risiken belastet, trägt
dazu bei.“.

13 Trommsdorff, Konsumentenverhalten, S. 241.



§ 1 Die Informationsgesellschaft als Motor einer Informiertheitsillusion 3

zen Online-Medien demgegenüber ein hohes Individualisierungs- und Differenzie-
rungspotential. Eine medienspezifische Vorselektion ist nicht mehr erforderlich, da
die für jede potentielle Zielgruppe bedeutsamen Informationen nebeneinander zur
Verfügung gestellt und den Informationswilligen zur Selbstselektion angeboten
werden können.14 Der Anbieter stellt mit zunehmender Komplexität oder denkba-
rer Verwendungsvielfalt des Produkts deshalb begleitend regelmäßig auch eine ent-
sprechend komplexe, vielschichtige und ebenso wie das Produkt selbst industriell
gefertigte Informationsmenge zur Verfügung, innerhalb derer vom selbstselektie-
renden potentiellen Abnehmer und damit zugleich Informationsadressaten in eige-
ner Verantwortung zu differenzieren ist.15

Der als Folge dieser beinahe possessiven und zum Teil gar aggressiven Allgegen-
wart der Medien16 entstandene Zwang zur Selbstselektion erfordert beim Adressa-
ten der Information zweierlei:

Weil die menschliche Kapazität zur Informationsverarbeitung – eng17 – begrenzt
ist18 und naturgemäß erheblich hinter der angebotenen Informationsmenge zu-
rückbleibt,19 muss der Informationsadressat erstens in der Lage sein, aus der Infor-
mationsmenge subjektiv präferenzorientiert denjenigen Teil der Information her-
auszufiltern, der sein individuelles Informationsbedürfnis stillt und seine individu-
ell mit dem Produkt oder der Leistung verfolgten Zwecke fördert. Er muss also in
der Lage sein, hinreichend zu differenzieren, um zu selektieren, die Informations-
aufnahme also durch Weglassen unwichtiger und Zusammenfassen wichtiger In-
formation (sog. „chunking“) begrenzen.20 Das aber setzt seinerseits eine klare Vor-
stellung von und Formulierung der eigenen Absichten, Präferenzen und Ziele vor-
aus.21 Und hierbei handelt es sich nur um die – unmittelbar – steuerbaren
Parameter der Informationsaufnahme. Ein großes Maß der Selektion, Verarbeitung
und Speicherung von Information findet darüber hinaus auf unbewusster Ebene

14 Trommsdorff, Konsumentenverhalten, S. 241.
15 Hierin sieht Loges, Erklärungspflichten und Vertrauensschutz, S. 143, gerade auch im Bereich

des Kapitalanlagerechts wegen der immer feinmaschigeren Rechtsprechung zur Prospekthaftung ein
Informationsrisiko und daraus folgend Gegeneffekte, die in einer Behinderung des Rechtsverkehrs
enden können: „Die Steigerung des Informationsgehalts hat zwangsläufig zur Folge, dass sich die zur
Entscheidung über die Vermögensdisposition notwendige Selektion vom Informanten auf den dazu regel-
mäßig weniger kompetenten Kunden verlagert.“.

16 Doelker, ph akzente 2001, 2.
17 Williamson, Institutionen, S. 52, spricht davon, dass die ,Denkfähigkeit der knappe Faktor‘ sei,

weshalb bei Ansprüchen an dieselbe Zurückhaltung offensichtlich geboten wäre.
18 Dazu eindrucksvoll auch Liessmann, Theorie der Unbildung, S. 29: „Wissen ist mehr als Informa-

tion. Wissen erlaubt es nicht nur, aus einer Fülle von Daten jene herauszufiltern, die Informationswert ha-
ben, Wissen ist überhaupt eine Form der Durchdringung der Welt: erkennen, verstehen, begreifen.“

19 Wersig, Informationsgesellschaft, S. 101; Dies anerkennt auch der BGH, wie seine Ausführun-
gen zum Verbraucherschutz in NJW 1987, 372, 373 zeigen: „Auch hat der Hersteller seine Gefahren-
hinweise für den Verbraucher möglichst eindrücklich zu gestalten; in Grenzen kann ein Zuviel an detail-
lierten Instruktionen dieses Ziel verfehlen.“; auch van Aaken, Rational Choice, S. 102, stellt neben dem
„ob“ einer Information das „wie“ ihrer Präsentation und Aufnahme in den Fordergrund.

20 Trommsdorff, Konsumentenverhalten, S. 262 ff., 268.
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statt, so dass bereits ein Großteil der potentiell wahrgenommenen Information zur
bewussten Informationsverarbeitung gar nicht erst vordringt.22

Zweitens muss das Maß der bereits vorhandenen Basisinformation ausreichen,
um eine angebotene und in ihrer eigenen Struktur häufig bereits komplexe Infor-
mation überhaupt mit hinreichendem Nutzen aufnehmen und verarbeiten zu kön-
nen.23 Mit anderen Worten: Mit jeder Zunahme der Komplexität der Information
selbst wachsen auch die Anforderungen an die Vorbildung des Informationsadres-
saten.24

Das Maß der vorhandenen Vorbildung wiederum hängt einerseits davon ab, wie
und inwieweit sich der potentielle Abnehmer Informationen und damit nötiges
Wissen verfügbar macht oder beschaffen kann, andererseits davon, wie hoch seine
Bereitschaft zur Investition in Informationskosten,25 also seine Bereitschaft ist, sich
im Vorfeld einer geplanten Investition überwiegend zeit-, gegebenenfalls auch fi-
nanziell aufwendig zu informieren.26 Während einerseits die durch Informations-
kosten gezogene Wissensgrenze überwiegend27 von subjektiven Erwägungen ab-
hängig ist, mögen sie auf ökonomisch rationalen Überlegungen beruhen,28 nur
begrenzt rational29 oder gar irrational sein, ist andererseits eine Vielzahl von Infor-

21 Schon dies kann sich bisweilen als schwierig erweisen, wie die Urteile des OLG Stuttgart, BB
1989 Beilage 15, S. 13, und des OLG Koblenz, CR 1990, 41, sowie – etwas vorsichtiger – des OLG
Hamm, BB 1989 Beilage 15, S. 3, zeigen, mit denen dem Verkäufer von Software aufgegeben wurde,
den Interessenten darüber aufzuklären, dass der vertraglich vorausgesetzte Gebrauch, also die Präfe-
renzen des Interessenten, nur in intensiver gemeinsamer Arbeit ermittelt werden könnten.

22 Trommsdorff, Konsumentenverhalten, S. 246 ff. und sogleich zur psychologischen Theorie der
kognitiven Dissonanz.

23 Trommsdorff, Konsumentenverhalten, S. 239 ff., 245.
24 Ripperger, Ökonomik des Vertrauens, S. 20: „Rationales Verhalten als Output eines informations-

verarbeitenden Prozesses ist folglich abhängig von zwei Dimensionen: Der Verfügbarkeit vollständiger
und korrekter Informationen (Input) und der kognitiven Fähigkeit eines Akteurs, diese Informationen in
einem komplexen Modell zu verarbeiten.“.

25 Schäfer/Ott, Ökonomische Analyse, S. 502 f.
26 Varian, Mikroökonomik, S. 686 ff.; für den Käufer eines Gebrauchtwagens z.B. kann es sehr

schwierig, finanziell kosten- und zeitaufwendig sein, sich von Angaben des Verkäufers unabhängig
über die Qualität des potentiell ausgewählten Fahrzeugs zu informieren, auch wenn diese Informa-
tion theoretisch verfügbar ist bzw. gemacht werden kann.

27 Nur überwiegend, weil es auch bei der Beurteilung von Kosten-Nutzen-Relationen zu irratio-
naler Präferenzbildung kommt, weil nämlich zeitnahe Ereignisse (Belohnungen, Strafen) deutlich hö-
her gewichtet werden, als zeitlich entfernte (sog. „hyperbolic discounting“), vgl. van Aaken, Rational
Choice, S. 99.

28 Zu Bedenken ist jedoch, worauf Mathis, Effizienz statt Gerechtigkeit, S. 24, zu Recht hinweist,
dass sich auch vollständige Rationalität selbst begrenzt: Vollständiges Informiertsein wäre nämlich,
falls überhaupt möglich, unerschwinglich teuer. Zudem weiß der Suchende um den Wert der Infor-
mation erst, wenn er sie in den Händen hält, muss sich bei seiner Suche daher mit Erwartungen über
den Wert der Information begnügen. Auch die vollständig rationale Informationsbeschaffung unter-
liegt deshalb insgesamt einem ökonomischen Kalkül.

29 Unter begrenzter Rationalität versteht die (Rechts-)Ökonomik die Annahme, dass Wirtschafts-
subjekte zwar intendiert rational, aber nur begrenzt möglich rational handeln, weil immer auch (nicht
erkannte) Informationsverschaffungs- und -verarbeitungsdefizite bestehen, vgl. Williamson, Instituti-
onen, S. 49, 51 ff.
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mationen für den potentiellen Abnehmer demgegenüber auch bei noch so großem
Involvement,30 also dem persönlichen Einsatz von Informations- oder Suchkosten,31

gar nicht zu erlangen.
Dies kann seinen Grund in sozialen und technischen Gegebenheiten, also z.B. ei-

nem fehlenden Zugang zu Online-Medien haben, kann aber auch in der grundsätz-
lich fehlenden Zugänglichkeit bestimmter Informationen liegen. Eine dreigeteilte
Differenzierung möglicher Güter des Leistungsaustauschs verdeutlicht dies:32

Bei Suchgütern (search goods) kann der potentielle Abnehmer – nötige soziale
und technische Rahmenbedingungen vorausgesetzt – durch entsprechenden Auf-
wand in Informationskosten Qualitäts- und/oder Preisunsicherheiten im Vorfeld
seiner Entscheidung verringern oder gar eliminieren, da Qualitätsaussagen und
Preisvergleiche am Markt erhältlich sind; bei Erfahrungsgütern (experience goods)
ist dies nicht möglich, weil sie etwa einer vorherigen Qualitätsprüfung durch den
Abnehmer nicht zugänglich sind (bspw. Lebensmittel in Konservendosen). Der po-
tentielle Abnehmer ist gezwungen, entweder dem Anbieter33 zu vertrauen,34 oder
von der Annahme des Angebots abzusehen. Schließlich ist bei Glaubensgütern (cre-
dence goods) nicht einmal eine Qualitätsprüfung in der Nachschau möglich, was
z.B. bei anwaltlichen Dienstleistungen der Fall ist. Der Rechtsuchende wird selbst
kaum je in der Lage sein, z.B. einen erfolgreichen Prozessausgang objektiv in ein
Verhältnis zu der eingekauften Dienstleistung zu setzen, sondern mag an die best-
mögliche Beratung und Vertretung glauben, oder auch nicht.

Nicht zuletzt steht die in einer Informationsgesellschaft vorausgesetzte Annahme
von einer in Bezug auf die eigenen Präferenzen nicht nur intendierten, sondern
auch real rationalen Informationsaufnahme und -verarbeitung durch den Informa-
tionsadressaten außerdem im Widerspruch zu dem in der Psychologie weithin be-
kannten menschlichen Bedürfnis nach Dissonanzfreiheit.35 Die psychologische

30 „Involvement“ ist nach Trommsdorff, Konsumentenverhalten, S. 54 ff., 56, 95, in Anlehnung an
markt- und sozialpsychologische Untersuchungen des consumer behavior der Aktivierungsgrad bzw.
die Motivstärke zur objektgerechten Informationssuche, -aufnahme, -verarbeitung und -speicherung.

31 Zum Begriff der Suchkosten („search costs“) als einem der drei Faktoren, die in Summe die
Transaktionskosten bilden (die weiteren zwei Faktoren sind: Verhandlungs- und Abschlusskosten
[„bargaining costs“] und die Überwachungs-/Kontroll- und Durchsetzungskosten [„enforcement
costs“]), vgl. Cooter/Ulen, Law and Economics, S. 91 ff.; mit einem guten Überblick auch Richter, In-
stitutionen, S. 5 ff.

32 Diese Dreiteilung wurde entwickelt von Nelson, Information and Consumer Behavior, 78 J. Pol.
Econ. 78 (1979), S. 311; s. auch Schäfer/Ott, Ökonomische Analyse, S. 503 f.

33 Und außerdem gleichermaßen, darauf wird zurückzukommen sein, dem gesetzlichen Gewähr-
leistungsrecht insoweit zu vertrauen, wie er Gefahr läuft, dass sein Vertrauen in den Anbieter ent-
täuscht wird, vgl. Schäfer/Ott, Ökonomische Analyse, S. 504.

34 Durch das Entgegenbringen von Vertrauen setzt sich der Abnehmer willentlich über einen er-
kannten Informationsmangel hinweg, indem er seine vorhandenen Informationen aus der Vergan-
genheit in die Zukunft extrapoliert, vgl. Ripperger, Ökonomik des Vertrauens, S. 99.

35 Die Wirkung dieses Bedürfnisses ist Gegenstand der Theorie von der kognitiven Dissonanz, in
ihrem Grundgedanken erstmals formuliert von Festinger, A Theory of Cognitive Dissonance, 1957;
dazu: Frey/Gaska, Kognitive Dissonanz, S. 275 ff.


